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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

 

 

Az: B 14 AS 6/13 B 
 
L 4 AS 490/11 (LSG Hamburg) 
S 25 AS 581/08 (SG Hamburg) 
 
 
 
………………………………….., 
 
 
 Kläger, Antragsteller und Beschwerdeführer, 
 
Prozessbevollmächtigter: ……………………………………, 
  
 
 

g e g e n 
 
 
Jobcenter team.arbeit.hamburg, 
Öjendorfer Weg 9, 22111 Hamburg, 
 
 Beklagter und Beschwerdegegner. 
 

 

Der 14. Senat des Bundessozialgerichts hat am 21. Mai 2013 durch den 

Vorsitzenden Richter   Prof. Dr.  U d s c h i n g    sowie den Richter   Prof. Dr.  B e c k e r  

und die Richterin   K r a u ß  

beschlossen: 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des Landes-

sozialgerichts Hamburg vom 15. November 2012 wird als unzulässig verworfen. 

 

Der Antrag des Klägers, ihm für das Verfahren der Nichtzulassungsbeschwerde vor dem Bun-

dessozialgericht Prozesskostenhilfe zu bewilligen und ihm Rechtsanwalt D.        beizuordnen, 

wird abgelehnt. 

 

Kosten sind nicht zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Die Beschwerde gegen die Nichtzulassung der Revision in der angefochtenen Entscheidung des 

Landessozialgerichts (LSG) ist als unzulässig zu verwerfen (§ 160a Abs 4 Satz 1 iVm § 169 

Sozialgerichtsgesetz <SGG>). Der Kläger hat zur Begründung seiner Beschwerde keinen der in 

§ 160 Abs 2 SGG abschließend aufgeführten Zulassungsgründe (grundsätzliche Bedeutung, 

Abweichung oder Verfahrensmangel) gemäß § 160a Abs 2 Satz 3 SGG schlüssig dargelegt 

oder bezeichnet. 

 

Der Kläger stützt seine Beschwerde als erstes auf den Zulassungsgrund der Abweichung 

(Divergenz). Eine Abweichung iS des § 160 Abs 2 Nr 2 SGG ist nur dann hinreichend dargetan, 

wenn aufgezeigt wird, mit welcher genau bestimmten entscheidungserheblichen rechtlichen 

Aussage die angegriffene Entscheidung des LSG von welcher ebenfalls genau bezeichneten 

rechtlichen Aussage des Bundessozialgerichts (BSG), des Gemeinsamen Senats der obersten 

Gerichtshöfe des Bundes (GmSOGB) oder des Bundesverfassungsgerichts (BVerfG) abweicht 

(BSG SozR 1500 § 160a Nr 21, 29 und 54). Eine Abweichung liegt nicht schon vor, wenn die 

angefochtene Entscheidung nicht den Kriterien entsprechen sollte, die das BSG, der GmSOGB 

oder das BVerfG aufgestellt haben, weil die Unrichtigkeit einer Entscheidung im Einzelfall nicht 

die Zulassung einer Revision wegen Abweichung rechtfertigt. Erforderlich ist vielmehr, dass das 

LSG diesen Kriterien widersprochen und über den Einzelfall hinausgehende andere rechtliche 

Maßstäbe entwickelt hat (vgl Krasney/Udsching, Handbuch des sozialgerichtlichen Verfahrens, 

6. Aufl 2011, IX, RdNr 196 mwN; BSG SozR 3-1500 § 160a Nr 34).  

 

Diese Voraussetzungen sind der Beschwerdebegründung nicht zu entnehmen, weil in ihr keine 

zwei derartigen Rechtssätze bezeichnet werden. Der Kläger behauptet nur allgemein, dass das 

LSG von bestimmten Entscheidungen des BSG abgewichen sei. 

 

Zum Weiteren rügt der Kläger eine grundsätzliche Bedeutung der Rechtssache nach § 160 

Abs 2 Nr 1 SGG. Die Darlegung der grundsätzlichen Bedeutung der Rechtssache erfordert die 

Formulierung einer bestimmten abstrakten Rechtsfrage, der in dem Rechtsstreit eine grundsätz-

liche, über den Einzelfall hinausgehende Bedeutung beigemessen wird (BSGE 40, 158 = SozR 

1500 § 160a Nr 11; BSG SozR 1500 § 160a Nr 60). Des Weiteren ist die Klärungsbedürftigkeit 

der Rechtsfrage sowie deren Klärungsfähigkeit und Entscheidungserheblichkeit im konkreten 

Rechtsstreit darzutun (vgl Krasney/Udsching, Handbuch des sozialgerichtlichen Verfahrens, 

6. Aufl 2011, IX, RdNr 63 ff). 

 

Diesen Anforderungen wird die Beschwerdebegründung nicht gerecht. Der Kläger hat die Frage 

formuliert, ob "türkischen Staatsangehörigen, die sich auf Rechte aus dem ARB 1/80 berufen 

können, auch ohne Vorlage eines Aufenthaltstitels in Papierform einen Anspruch auf Leistungen 

aus dem SGB II haben, wenn sie die übrigen Leistungsvoraussetzungen erfüllen". Er hat jedoch 
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nicht aufgezeigt, inwieweit diese Frage im vorliegenden Verfahren über die Rechtsanwalts-

kosten des Klägers aufgrund eines Widerspruchsverfahrens klärungsbedürftig und klärungs-

fähig sowie entscheidungserheblich ist. Denn selbst wenn die gestellte Frage bejaht wird, ist 

nicht ersichtlich, dass der Kläger zwingend Anspruch auf die geltend gemachten Rechtsan-

waltskosten hat. 

 

Prozesskostenhilfe gemäß § 73a SGG iVm § 114 Zivilprozessordnung (ZPO) ist dem Kläger 

nicht zu bewilligen, weil die beabsichtigte Rechtsverfolgung nach den obigen Ausführungen 

keine hinreichende Aussicht auf Erfolg bietet. Der Antrag auf Beiordnung eines Rechtsanwaltes 

(§ 73a SGG iVm § 121 ZPO) ist abzulehnen, weil der Kläger keinen Anspruch auf Prozess-

kostenhilfe hat. 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung der §§ 183, 193 SGG. 
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